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Quebec zwischen Integration und Souveränität. 
Ein kanadisches Dilemma 
„ .. .il est impossible de considt!rer le Canada comme un pays vraiment uni. C 'est plutöt une 
fädt!ralion de groupes de citoyens de langue anglaise et de langue fran~aise ... " 
William Henry Chamberlin: Le Canada vu par un Arnt!ricain 
(Canada, Today and Tomorrow), Montrtal 1942, S. 311. 
,,J'ai l' impression d'assister ti une discussion de theologiens moyenägeux sur le sexe des 
anges! La vraie discussion s'enlise ainsi : Veut-on un pays pour le Qutbec oui ou non? Et 
pourquoi?" 
Louis Bouchard, Librairie „das Buch", Montrtal, Brief an Verfasser, Januar 1995. 
1. In Kanada nichts Neues? 
Am 12. September 1994 wurde im mehrheitlich frankophonen Quebec 
zum dritten Mal seit 1976 eine Regierung gewählt, die sich eine wie 
auch immer geartete staatliche Unabhängigkeit dieser flächenmäßig 
größten Provinz Kanadas mit einem Viertel der kanadischen Bevölke-
rung auf die Fahnen geschrieben hat. 1 Dabei ist der Begriff „Separatis-
1976 wurde die Parli qutbtcois zum ersten Mal Regierungspartei. Das von ihr 1980 
durchgeführte Referendum über die ,,souverainere-associalion" scheiterte am Nein der 
Bevölkerung. Dennoch erhielt sie ein Jahr später, in der Parlamentswahl von 1981 , ein 
zweites Regierungsmandat. Erinnert sei daran , daß es schon 1834 eine „autonomislische" 
Mehrheit im Parlament gegeben hatte: Damals nahm das von der frankophonen Parti 
patriote dominierte Parlament der britischen Kolonie Bas-Canada (Qutbec) jene „92 
Resolutionen" an, die auf eine politische Autonomie hinausliefen. Die Bewegung endete 
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mus", wie er häufig und plakativ zur Beschreibung dieser Bestrebungen 
angewendet wird, wenig geeignet, die Ambivalenz des Verhältnisses zu 
Gesamtkanada selbst der Anhänger einer Quebecker „Unabhängigkeit" 
zu erfassen. Diese Ambivalenz entspricht lediglich der Komplexität der 
politischen Entwicklung dieser frankokanadischen Provinz.2 Der neue 
Premierminister Jacques Parizeau, Chef der Regierungspartei Parti 
quebecois (PQ), hat inzwischen sein im Wahlkampf und in der Regie-
rungserklärung abgegebenes Versprechen eingelöst und noch für den 
Verlauf dieses Jahres, sehr wahrscheinlich im Juni, spätestens aber im 
Herbst, ein Referendum über die „Souveränität", wie es nun offiziell 
heißt, angekündigt. 
Das entsprechende „avant-projet sur Ja souverainete du Quebec" 
liegt seit Ende 1994 der Nationalversammlung vor und wurde an alle 
Haushalte verschickt. Zur weiteren Vorbereitung des Referendums rief 
die Regierung von Quebec fürjede der Regionen Quebecs eine ,,Zukunfts-
kommission" ins Leben, die ihre Arbeit Mitte Februar 1995 aufnahm. 
Die Bevölkerung' wurde aufgefordert, sich daran zu beteiligen und 
erhielt - ebenfalls an alle Haushaltungen verschickt - einen „Guide de 
participation aux comrnisions sur I ' avenir du Quebec", der den Gesetz-
entwurf über die Unabhängigkeit Punkt für Punkt, zusammen mit 
Stellungnahmen der souveränistischen Parteien - Parti quebecois, Bloc 
quebicois und Parti de /'Action democratique du Quebec (PADQ)-
kommentiert.3 Die Frage des Referendums wird gegenwärtig debattiert 
und könnte ungefähr so lauten: „Sind Sie für die Souveränität Quebecs? 
in der Verhaftung der Parteiführer durch die Kolonialmacht und in der blutigen Nieder-
schlagung der ,,Rebellion des Palriotes" (1837-1838). - Zur Wahl in Quebec im Septem-
ber 1994 siehe ,,DossierElections 94" in: La Presse (Montreal), 13.9.1994; D. Audibert, 
„LeQuebecjoue", in: Le Poi111(Paris), Nr. 1148, 17.9.1994, S. 44-47; J. Portes, „Quebec, 
!'an prochain Ja souverainete?" in: Le Monde diplomatique , September 1994. 
2 Zur politischen Entwicklung Quebecs/Kanadas siehe umfassend A. Bemard, La politique 
au Ca11ada et au Quebec, Quebec 1992; Y.-H. Nouailhat, Le Quebec de 1944a11osjours, 
Paris 1992; D. Latouche, Politique et sociire au Quebec. Guide bibliographique, 
Montreal 1993. Zur Geschichte vgl. Anm. 9. Einführende Grundlagenlektüre über 
Quebec: U. Kempf (Hrsg.), Quebec. Wirtschaft - Gesellschaft - Politik, Bochum 1994 
(=Kanada-Studien, 15); F. Tetu de Labsade, Le Quebec, u11 pays wre culture, Montreal 
1990. . 
3 Assemblee nationale , lere session, 35e legislature. Avant-projet de loi. Loi sur la 
souverainete du Quebec. Depose par M. Jacques Parizeau, Premier ministre, Editeur 
officiel du Quebec 1994; Guide de participation aux commissions sur l' avenir du Quebec, 
Gouvernement du Quebec, Ministere du Conseil executif. Secretariat national des 
commissions sur l'avenir du Quebec, 1995. Zur Referendumskampagne siehe Cahier 
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Ja oder nein?'"' Wenn das Referendum im Sinne seiner Initiatoren 
ausgeht, würde die Regierung grünes Licht für die Konstituierung eines 
neuen Staates in Nordamerika erhalten. Dieser würde jedoch kaum den 
Vorstellungen entsprechen, die gemeinhin in Medien und politischer 
Öffentlichkeit, gerade in Europa, von einem „separierten" Nationalstaat 
verbreitet werden. 
Aber unabhängig vom aktuellen Souveränitätsprogramm und vom 
Ausgang des anstehenden Referendums gilt es vorerst festzuhalten, daß 
das Wahlergebnis vom September 1994 zunächst nur ein traditionelles 
Wahlverhalten der Bevölkerung dieses Landes widerspiegelt. Anders 
als die Deutschen oder Italiener dulden die Quebecker seit 1950 keine 
Partei länger als neun Jahre an der Macht. Das Wahlergebnis bedeutete 
daher zunächst nichts anderes, als daß nach zwei Regierungsperioden 
der Liberalen Partei Quebecs, die im übrigen auch von einer Sonderstel-
lung Quebecs im kanadischen Verbund ausgeht (und dies politisch-
konstitutionell dingfest machen möchte), einfach ein politischer Wech-
sel an der Spitze des Landes gewollt wurde. Auch in Kanada und 
Quebec geht seit Jahren das Wort von der Politikverdrossenheit um. 
Dies hatte sich in Besonderheit schon bei den kanadischen Bundes-
wahlen vom 25. Oktober 1993 gezeigt.5 Die bis dahin regierende 
Konservative Partei erlebte eine erdrutschartige Niederlage und fand 
sich mit nur noch zwei Sitzen im kanadischen Unterhaus wieder. Zwar 
errang wieder eine föderale Partei im klassisch-kanadischen Sinne, die 
Liberalen, die Regierungsmacht. Aber die erklärten Wahlsieger waren 
Regionalparteien, die ultrarechte, explizit anglophone Reform. Party 
special Referendum 1995. Le guide de l' Agora, Beilage zu L'Agora. Journal d'idees, de 
debats et de combats, Vol. 2, Nr. 5, Februar 1995. Dieser Guide ist auch auf Diskette 
(WordPerfect, ASCII) erhältlich: Agora recherches et communications lnc„ C.P. 96, 
Ayer's Cliff, Quebec, JOB !CO. 
4 Angesichts der für die Souve.ränisten ungünstigen Umfragen wurde bei Abschluß dieses 
Manuskripts noch eine Formulierung diskutiert, die der Ambivalenz der Quebecker in 
ihrem Verhältnis zu Kanada entspricht. Siehe L. Bissonnette, „Une relation malsaine", in: 
Le Devoir (Montreal), 19.2. 1995, S. A 12; „Bouchard souhaite une autre question pour 
.sortirdu bourbier'", in: Le Devoir, 23.2.1995, S.1,8. ZU Ambivalenz und Umfragen vgl. 
Anm.19. 
5 Siehe J.-U. Hettrnann, Kanada nach den Wahle11 '93. Ist der natio11ale Z.Usamme11halt 
gefährdet? Studie Nr. 57 der Abt. Außenpolitikforschung, Forschungsinstitut der Fried-
rich-Ebert-Stiftung, Bonn 1993. ZUr Entwicklung davor siehe: R.-0. Schultze/B. Keller, 
„VonTrudeaubis Mulroney.PolitikundWahleninKanada", in:äitschri.ftfiirParlame11ts-
frage11 , Nr. 2, Juni 1990, S. 200-227. 
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mit der Provinz Alberta als Zentrum sowie der Bloc quebecois, eine 
eigens für das Unterhaus in Ottawa gebildete, mit der Parti quebecois 
„liierte" Partei aus Quebec. Daß dieser Bloc quebecois als stärkste 
Fraktion mit seinem charismatischen Chef Lucien Bouchard, ehemali-
ger Botschafter Kanadas in Paris, sogar den offiziellen Speaker der 
Opposition stellt,6 war wohl die eigentliche Sensation der damaligen 
Bundeswahl und illustriert eine Krise des kanadischen Föderalismus, 
von der das Quebec-Problem nur einen Teil darstellt.7 
2. Die Wahlen in Quebec vom September 1994 
Aufgrund des Mehrheitswahlrechtes erhielt die Parti quebecois bei nur 
44,7 Prozent der Stimmen 77 von 125 Sitzen und damit die absolute 
Mehrheit in der Assemblee nationale, während die vormals regierende 
Parti liberal du Quebec (PLQ) mit 44,3 Prozent auf nur 47 Sitze kam. 
Eine in europäischen Medien damals kaum erwähnte neue politische 
Kraft, die Parti de !'Action democratique du Quebec (PADQ), schaffte 
in den Wahlkreisen, wo sie aus dem Stand antrat, 11 Prozent (im 
Landesdurchschnitt 6,5 Prozent); sie errang nur ein Mandat, das aber 
insofern im Lande große Beachtung fand, als es ihr 24jähriger Partei-
chef Mario Dumont gegen eine etablierte Parteigröße errang. Dieses 
Wahlsystem kann zwar eine klare parlamentarische Mehrheit schaffen, 
es ermöglicht aber noch lange keine Aussage über den Ausgang eines 
Referendums, bei dem der Sieger mehr als 50 Prozent aller Stimmen 
benötigt. 
Alle Beobachter und Kommentatoren waren sich darin einig, daß 
die Quebecker sich mit der Septemberwahl nicht automatisch für die 
Unabhängigkeit entschieden hatten. Zünglein an der Waage wären 
ohnehin auch die Anhänger der jungen Parti de /'Action democratique 
du Quebec. Illre Gründer sind eher „national" eingestellte Dissidenten 
der Liberalen Partei Quebecs, ehemals führende Parteipersönlichkeiten, 
darunter der Präsident der Grundsatzkommission, Jean Allaire, und 
jener jugendliche Mario Dumont, Chef der liberalen Jugendorganisati-
6 Siehe die politische Autobiographie von L. Bouchard, A visage ouvert, Montreal 1992. 
7 Siehe S. Hobe, „Quo vadis Kanada? Zu den Zukunftsperspektiven des kanadischen 
Bundesstaates", in: Jahrbuch des öffentlichen Rechts der Gegenwan, NF, Bd. 42, 
Tübingen 1994, S. 595-612. 
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on. Sie hatten sich von der PLQ losgesagt, weil sie sich vom Kurs des 
damaligen liberalen Regierungschefs, Robert Bourassa, in den Ver-
fassungsverhandlungen 1992 mit Ottawa hintergangen fühlten. Inzwi-
schen hat sich die Parti de /'Action democratique du Quebec dem 
Souveränitätsprogramm von Parti quebecois und Bloc quebecois ange-
schlossen und dieses durch eigene Stellungnahmen bereichert. Rein 
rechnerisch hätten also die Prozentzahlen der Septemberwahl '94 doch 
eine absolute Mehrheit von „Souveränisten" ergeben. Doch, wie schon 
betont, damals stellte sich dem Wähler nicht die Frage nach der 
Unabhängigkeit. 
In diesen Wochen stehen beide Hauptlager, die „Souveränisten" 
und die „Föderalisten", in der heißen Phase der Vorbereitungen des 
Referendums, wobei die Grenzen zwischen beiden Lagern in der 
Bevölkerung fließender sind als es den Anschein hat. Zugleich werden 
die ohnehin nie einfachen Beziehungen zwischen Ottawa und Quebec 
zunehmend schwierig.8 Die Parti quebecois will mit Hilfe des Bloc 
quebecois im Unterhaus den Nachweis führen, daß der kanadische 
Föderalismus nicht mehr funktionstüchtig ist. Der Bund hat enorme 
Schuldenbelastungen; diese möchte er auf die Provinzen abladen, 
welche nun mit der Aussicht auf eine „negative" Dezentralisierung 
konfrontiert werden. Die Schulden des Bundes haben jedenfalls dazu 
geführt, daß die aktuelle Souveränitätsdebatte zugleich zu einer heißen 
Debatte über den „tango financier" geworden ist. 
Auf der anderen Seite tut Ottawa mit Hinweis auf die seit sieben 
Jahren höchste Wachstumsquote alles, um die Quebecker daran zu 
erinnern, daß sie in einem Land, Kanada, leben, das laut Entwicklungs-
index der OECD von 1991 eines der Länder mit „der höchsten Lebens-
qualität der Welt" sei, und daß dies letztlich dem kanadischen Födera-
lismus zu verdanken sei. Zugleich will der selbst aus Quebec stammen-
de kanadische Premierminister, Jean Chretien, jeden Eindruck von 
Konzessionen an Quebec vermeiden. Chretien verkörpert, wie einst 
schon der zur Legende gewordene Quebecker Pierre Elliot Trudeau, die 
8 Einführend zu diesem Komplex siehe A. Bemard, Problemes politiques Canada et 
Quebec, Sainte-Foy 1993. Ferner M. Mille, „Qm!bec und Ottawa", in: U. Kempf (Hrsg.), 
Quebec (Anm. 2), S. 181-200; G. Laforest, „Nationalisme, pluralisme et reconnaissance: 
les paradoxes canado-qut!b6:ois", in: "Zeitschrift für Ka11ada-Studie11, Bd. 26, Nr. 2, 1994, 
S. 7-20; L. Balthazar, „The Nature of Canadian Federalism. A View from Quebec", in: 
Japa11ese Review o/Ca11adian Studies, 1991, S. 76-92. 
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zentralistische Tendenz in Quebec und Kanada und will gegenüber den 
Provinzen diesbezügliche Refonnen durchsetzen, so im Bildungs- und 
Gesundheitswesen. Diese Refonnen aber stoßen auf den Widerstand 
vieler Provinzen, also nicht nur Quebecs. 
In diesem politischen Klima ist es unmöglich vorherzusagen, nicht 
nur, wie genau das Referendum in Quebec ausgehen wird, sondern 
auch, wie Kanada als politische Gesamtheit das Jahr 1995 überstehen 
wird. Wir möchten uns hier darauf beschränken, einen kurzen Über-
blick über die komplexe Situation Kanadas und Quebecs am Ende des 
20. Jahrhunderts aufzuzeigen. Nur in diesem Kontext lassen sich 
Aussagen über Entwicklungschancen des politischen Gebildes aus 
Kanada und Quebec treffen. 
3. Kanada: eine zerbrechliche Konstruktion 
Seit 1867, also seit der offiziellen Gründung der Kanadischen Konfö-
deration (in Wirklichkeit eine Föderation), war Kanadaeine Herausfor-
derung an Politik und Geographie.9 Die Kanadastory blieb bis zum 
heutigen Tag eine Geschichte vorsichtiger Balanceakte und permanen-
ten Ringens um den Ausgleich widerstrebender Kräfte. Auf der einen 
Seite muß sich das Land - flächenmäßig das zweitgrößte der Erde mit 
nur knapp 27 Millionen Einwohnern - so konstituieren, daß es sich 
gegen den mächtigen amerikanischen Nachbarn im Süden behaupten 
kann. Auch dies ist ein Grund, warum sich Kanada unabhängig von 
seinem Dominion-Status bis zum Zweiten Weltkrieg besonders eng an 
Großbritannien anlehnte, das die Funktion einer Quasi-Schutzmacht 
ausübte. Auf der anderen Seite mußte das Land einen Modus vivendi 
zwischen den beiden weißen „Gründervölkern", den anglophonen und 
den frankophonen Kanadiern, finden, wobei daran zu erinnern ist, daß 
die Frankokanadier, die einst die Mehrheit der Bevölkerung von „Rumpf-
kanada" bildeten, von den Briten stets so „föderiert" wurden, daß sie in 
eine Minderheitsposition gerieten.10 Der neue Staat, 1867 unter dem 
9 Grundlegend zur Geschichte Kanadas: C. Brown (Hrsg.), Histoire ge11erale du Ca11ada , 
Montrt!al 1990. Zur Einführung: P.-A. Linteau, Histoire du Ca11ada , Paris 1994 (=Que 
sais-je? 232); P. Guillaume, • .La difficile affirmation d'une identitt!", in: J.-M. Lacroix 
(Hrsg.), Canada et Ca11adiens, Bordeaux 1994, S. 21-80. Zu Qut!bec vgl . Anm. 10. 
10 Als mit dem Zuzug der amerikanischen Revolutionsgegner aus den USA (,.Loyalisten") 
in der damaligen frankophonen Provinz Qutbec eine anglophone Minderheit entstand, 
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Namen „Dominion of Canada" gegründet, war nur ein Kernstaat, der 
sich auf Zentralkanada (Ontario und Quebec) und die atlantischen 
Provinzen Neubraunschweig und Neuschottland beschränkte. In Quebec 
wurde dieser lose Bundesstaat mit nur einer Stimme Mehrheit im 
Parlament akzeptiert, also ohne große Begeisterung von Anfang an. 
Hierbei stimmten nur die Abgeordneten und nicht das Volk per Referen-
dum ab. In den Jahren nach 1867 haben sich die sukzessiv entstehenden 
westlichen Provinzen (den Anfang machte Britisch-Kolumbien an der 
Pazifikküste) sowie die kleine Prinz-Edward-Insel im Atlantik ange-
schlossen, so daß Kanada Ende des 19. Jahrhunderts nun von der 
Atlantikküste bis zum Pazifik reichte. Erinnert sei auch an die Entste-
hungsgeschichte der Provinz Manitoba, die aus einer antibritischen 
Revolte frankophoner Mestizen (Metis) hervorging. 11 Neufundland 
stieß erst 1949 zu Kanada, auch nur mit einer Stimme Mehrheit. Auch 
diese gar nicht so alte Entstehungsgeschichte des kanadischen Födera-
lismus gilt es in Erinnerung zu rufen, will man die Fragilität dieser 
Konstruktion nicht nur im Lichte alarmistischer Berichte über „Separa-
tisten" in Quebec besehen. Die historisch stets fragile Konstruktion der 
kanadischen Föderation ist auch der Grund dafür, daß London - auf 
Bitten Kanadas - sogar bis 1982 die Oberhoheit über die kanadische 
Verfassung von 1867 ausübte. 
teilten die Briten 1791 (Acte constitutionnel) die Provinz in ,,Haut Canada" (Ontario) und 
.,Bas Canada" (Qutbec}, so daß die Anglophonen mit Haut Canada eine eigene Provinz 
erhielten. Als sich dann die anglophone Bevölkerung von Haut Canada vergrößerte und 
das frankophone Bas Canada rebellisch wurde (vgl. Anm. 2), wurden beide Teile 1840 
von den Briten so vereint (Acte d'Union), daß die Frankophonen im neuen „Canada-Uni" 
nunmehr in die Minderheit geraten sollten. Obwohl das frankophone „Ost-Kanada", wie 
es ab 1840 hieß, mehr Einwohner hatte als das anglophone „West-Kanada", hatten beide 
Gebiete dieselbe Anzahl von Abgeordneten im Parlament, auch mußte der frankophone 
Teil die Schulden des anglophonen ausgleichen. Artikel 41 des Unionsgesetzes von 1840 
machte das Englische zur einzigen offiziellen Sprache von „Canada-Uni". Die von den 
Franko-Kanadiern stets favorisierte bi-kulturelle Sicht von den zwei Gründervölkern 
illustrieren Werke wie P. Mtl~se. Ca11ada. Deux peuples une nation, Paris 1959. Zur 
Geschichte Qutbecs sei ganz besonders empfohlen: H. Weinmann, Du Canada au 
Quebec. Genealogie d'une histoire, Montrtal 1987. Grundlegend: J. Rouillard (Hrsg), 
Guide d'histoire du Quebec. Du Regimefranfais d 11os jours. Bibliographie co111me111ie, 
Montrfal 1991. Vgl. auch Anm. 18. 
11 Die Mttis gingen aus der Vermischung von Franzosen und Indianern hervor. Die 1870 
gegründete frankophone Mestizen-Provinz Manitoba wurde schließlich von anglophonen 
Neusiedlern überrollt. Ein letzter Aufstand unter der Führung ihres legendären Chefs 
Louis Riel endete in einer vernichtenden Niederlage, Riel wurde 1885 von den Briten 
gehängt und gilt seither als einer der frankophonen „Märtyrer" Kanadas. 
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Die geographische Westverschiebung wurde auch eine demogra-
phische zugunsten der Anglophonen, verstärkt durch eine massive 
Immigration. Die hohe '.Zahl der Einwanderer hat die alte Konstellation 
von Briten und Franzosen mit weitreichenden Konsequenzen verän-
dert. Die „Canadiens fran~ais" wurden eine Minderheit, die Provinz 
Quebec, einst Keimzelle kanadischer Identität, wurde marginalisiert. 
Auch die britischstämmigen Anglophonen wurden mittlerweile von 
Zuwanderern anderer Herkunft überrundet, die jedoch die Dominanz 
des Englischen weiterhin verstärkten.12 Das nunmehr auch offiziell 
„multikulturelle" Kanada paßte und paßt sich in der Praxis der 
anglophonen Mehrheit an. Dabei haben die neuen Minderheiten noch 
weniger als die alten Anglokanadier Verständnis für die historisch 
begründete Sonderrolle Quebecs sowie für die heute nur noch eine 
Million zählenden Frankophonen im übrigen Kanada. Diese waren 
Opfer einer historischen Erosion geworden, da sie nie durch Sonder-
rechte geschützt wurden, wie sie die anglophone Minderheit in Quebec 
früher innehatte und heute noch genießt. Damit ist die Verfassung von 
1867, damals noch vom Geist und der faktischen Koexistenz der beiden 
weißen „Gründervölker" geprägt, gänzlich ein Bühnenrequisit der 
Geschichte geworden. Sie ist es um so mehr, als Quebec sie seit ihrer 
„Repatriierung" im Jahre 1981 von London nach Ottawa durch die 
Bundesregierung nichtanerkennt.13 Zugleich hat die faktische Entwick-
lung besonders seit 1940 zu einer großen Grauzone von Kompetenz-
anmaßungen durch den Bund sowie zu einem wachsenden Wirrwarr 
von Kompetenzüberschneidungen und -verdopplungen zwischen Bund 
und Provinzen geführt. Diese komplizierte Situation erfordert eine 
Verfassungsrevision. Die Bundesregierung von Ottawa, zusammen mit 
den Regierungen der zehn Provinzen und zwei Nordterritorien sowie 
12 Damit sind nur die Britischstämmigen gemeint. Insgesamt ist der Anteil der Anglophonen 
(Muttersprache Englisch) natürlich gewachsen {1986 62, 1 Prozent). Siehe A1111uaire du 
Canada, 125e Anniversaire. Statistique du Canada. Ottawa 1992, S. 81 -85. 
13 1981 holte die Bundesregierung unter Pierre Elliot Trudeau die kanadische Verfassung 
aus der Obhut Londons. Zusammen mit den neun anglophonen Provinzen einigte sich die 
Regierung gegen den Widerstand Quebecs auf eine Reform der Verfassung, die nun eine 
„Charte des droits et libertes" und keinen Hinweis auf einen kollektiven Sonderstatus 
Quebecs enthält. Die Verfassung trat 1982 in Kraft und wurde Quebec, das sie nicht 
unterzeichnete, aufoktroyiert. Siehe S. Hobe, „Quo vadis Kanada?" (Anm. 7), S. 596ff. 
Als Einführung in die Verf assungsproblematiksiehe L. Pi Jette, La Constitution ca11adie1111e, 
Montrtal 1993 ( =Coll. Boreal Express, 7); J.-Y. Morin/J. Woehrling, Choix politiques et 
co11stitutio111iels d'un pays en devenir, Sillery (Quebec) 1994. 
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mit den Vertretern der Indianer und Eskimos (Inuit), haben 1987/1990 
und 1992 mühsam einen Verfassungskompromiß ausgehandelt. Diese 
Vorschläge sollten die seit Jahrzehnten andauernden Querelen über die 
bestehende Verfassung von 1867 beenden, das Verhältnis zwischen 
Bundesregierung und Provinzen neu regeln, eine Reform der politi-
schen Institutionen betreiben, den Sonderstatus der französisch-
sprachigen Provinz Quebec als „eigenständige Gesellschaft" fixieren, 
die sprachlichen Minderheiten landesweit schützen, den Autochthonen 
das Recht auf eigene „Regierungen" geben sowie eine kanadische 
Wirtschafts- und Sozialunion schaffen. Zweimal jedoch hat der kanadi-
sche Souverän zu den diffusen Vorschlägen einer Verfassungsänderung 
nein gesagt.14 Mit dem Scheitern dieser Verfassungskompromisse ist 
Kanada zum ungeklärten Status quo zurückgekehrt, der niemanden 
mehr befriedigt. Jeder weitere Reformversuch der Verfassung steckt in 
einer Sackgasse, denn die Gründe der Neinsager sind von paradoxer 
Vielfalt: Was sich den einen als unzumutbare Stärkung des Zentralis-
mus darstellt, weisen die anderen als ebenso unzumutbare Stärkung der 
Regionalgewalten zurück. Umgekehrt gilt für die Jasager: Was die 
einen als notwendige Stärkung der Bundesgewalt in Ottawa begrüßen, 
loben die anderen als Sieg der Provinzen. 
Für Quebec liegt die eigentliche Herausforderung darin, daß jede 
Modernisierung der Verfassung heute tendenziell den Rest einer histo-
rischen Sonderrolle der Frankophonen bedroht. Diese werden nur noch 
als beachtliche Minderheit in Kanada betrachtet, jedoch keinesfalls 
mehr als ebenbürtige Partner, deren besondere Identität es zu sichern 
gilt. Vor diesem Hintergrund der Marginalisierung der rund sieben 
Millionen Quebecker spielen sich die neuen Unabhängigkeits-
bestrebungen seit 1992 sowie die teilweise verzweifelten Bemühungen 
ab, den frankophonen Charakter der inzwischen dramatisch geburten-
schwachen Provinz zu schützen. Dazu gehört z.B. der Zwang, die 
Kinder von Neuzuwanderern in französischsprachige Schulen zu schik-
ken, da sie sonst unweigerlich anglophon würden, sowie der Versuch, 
den Status Quebecs als „besondere Gesellschaft" ( sociere distincte ), 
14 1990 scheitene der Verfassungskompromiß von „Lac Meech" am Widerstand von zwei 
Provinzparlamenten, 1992 wurde der Verfassungsentwurf „Entente von Charlottetown" 
per Referendum abgelehnt. Siehe S. Hobe, „Quo vadis Kanada?" (Anm. 7), sowie M. 
Croisat u.a. , Le Ca11ada, d ·u11 refere11dum a l'autre, Grenoble 1992. 
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wie er de facto immer bestand, in der kanadischen Föderation zu 
schützen. 
Die verschiedenen Interessen dividieren das Land in vier oder fünf 
verschiedene Regionen mit unterschiedlichen Prioritäten: die Atlanti-
schen Provinzen (mit Neuschottland, Neubraunschweig, Prinz-E<l-
ward-Insel, Neufundland), Quebec, Ontario, die Prairies (Manitoba, 
Saskatchewan, Alberta) und schließlich an der anderen Küste British 
Columbia. Jede Region fürchtet, daß ihre Interessen zunehmend ver-
nachlässigt werden könnten. Insbesondere ärgern sich Anglophone 
landesweit über die ewige Sonderrolle der Provinz Quebec, ganz zu 
schweigen vom Groll der Quebecker, die sich vom „Restkanada" 
unverstanden und in ihrer Identität als „erstes weißes Gründervolk" 
Kanadas mißachtet fühlen. 
Die „Entente von Charlottetown", jener Verfassungsentwurf von 
1992, erschien vielen Beobachtern als letzte Möglichkeit eines Modus 
vivendi zwischen Quebec und dem Rest Kanadas. In dieser Logik 
bedeutete das Scheitern jener Entente die Flucht Quebecs vorwärts in 
die Souveränität, denn die Alternative hieße Status quo oder weitere 
Anpassung, wobei heute der ungeklärte Status quo auf weitere Anpas-
sung hinausläuft. 
4. Keine Änderung in Sicht? Vier Herausforderungen 
Die Lage der innerkanadischen Politik ist also komplexer und wider-
sprüchlicher geworden, dies um so mehr, als der Quebecker Nationalis-
mus kein vom kanadischen Föderalismus getrenntes Phänomen ist. 15 
Der frühere Nationalismus der traditionellen Mittelschichten in Quebec 
war eher noch ein Selbsterhaltungsreflex von Katholizismus und fran-
zösischer Sprachkultur; der heutige Quebecker Nationalismus ist weit 
mehr ein Produkt der urbanen Moderne und Reaktion auf einen kana-
dischen Föderalismus, der seinen eigenen, für Quebecs Identität be-
15 Siehe auch S. Schneider/R.-0. Schultze, .. Quebec: Nation - Provinz- Staatin Kanada und 
Nordamerika", in: 'Zeitschriftftir Kanada-Studien, Bd. 26, Nr. 2, 1994, S. 31-50. 
16 Zur Nationalismus-Debatte in Quebec siehe L. Balthazar, Bi/an du 1iatio11alisme au 
Quebec, Montreal 1986; G. Gougeon, Histoire du 11atio11alisme quebecois. Entrevue avec 
sept specialistes, Montreal 1993 (=Etudes quebecoises); 1. Kolboom, •. Allemagne -
France-Quebec. Nation et identitc! nationale", in: l 'Agora , Vol. 2. Nr. 3. Nov. 1994, S. 
24-27. 
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drohlichen Nationalismus entwickelt hat. 16 In diesem Kontext stellen 
sich Kanada und Quebec ein Bündel neuer Herausforderungen, die eine 
Antwort in nächster Zukunft verlangen. Vier dieser Herausforderungen 
seien hier erwähnt.17 
4.1. Die Ambivalenz des Quebecker Nationalismus 
Die erste ist der Quebecker Nationalismus und dessen Ambivalenz. Die 
wachsende Marginalisierung dieser Provinz hat zugleich ihre eigene 
Identität gestärkt. So wurden aus den einstigen „Canadiens", die 
„Canadiens fran~ais" und schließlich die „Quebecois", dies mit einer 
bemerkenswerten Stärkung ihrer kulturellen Identität und wirtschaftli-
chen Modemität. 18 Das Ergebnis dieser „Revolution tranquille" seit den 
sechziger Jahren ist aber auch eine wachsende Verflechtung des sich 
modernisierenden Quebec mit dem restlichen Kanada und mit der 
Weltwirtschaft, die den Weg in eine wie auch immer geartete Souverä-
nität zunehmend schwieriger macht. 
Zugleich hat diese frankokanadische Provinz immer wieder auch 
Bundespolitiker hervorgebracht, die den kanadischen Zentralismus am 
stärksten stützten. Ein Premierminister wie Pierre Elliot Trudeau hat 
mit der Entwicklung des politischen Programms des ,,Multikulturalis-
mus" seit 1971 der von Quebec stets gepflegten Idee des Bikulturalismus 
(gleichberechtigte und - gegenüber weiteren Ethnien - hegemoniale 
Koexistenz der anglophonen und frankophonen Kulturen und Spra-
chen) gänzlich den Garaus gemacht. Nicht nur läuft der Multikulturalis-
mus auf eine faktische Zementierung anglophoner Hegemonie hinaus, 
er hat zugleich bei neuen Einwanderergruppen, auch bei denen in 
Quebec selbst, ein Verständnis für die historisch begründete Sonder-
rolle der Frankophonen gar nicht erst mehr aufkommen lassen. Dies mit 
allen Konsequenzen für die weitere Erosion des Französischen als 
gesprochene Sprache. 
Dies bedingt zwangsläufig, daß die hohe und wachsende Zahl 
allophoner, d.h. nicht originär französisch- oder englischsprachiger 
17 Siehe auch 1. Kolboom/P. LCtourneau, ,.Kanada quo vadis? Neue Parameter kanadischer 
Innen-und Außenpolitik", in: Europa-Archiv, Nr. 24, 25.12.1992, S. 718-726. 
18 Siehe H. Weinmann, Du Ca11ada au Quebec (Anm. 10), sowie F. Dumont, Ge11ese de la 
societe quebicoise, Montreal 1993; L. Dion, Quebec 1945-2000, Vol. 1: A /a recherche 
du Quebec, Qu~bec 1987. 
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Immigranten in Quebec ein anderes Abstimmungsverhalten an den Tag 
legen als die alteingesessenen frankophonen Quebecker. Jene sind 
keine „Souveränisten", sondern kanadische Föderalisten parexcellence. 
Sie kamen nicht nach Quebec, für sie war es ein Weg nach Kanada. Auf 
diese Weise wird immer weniger eine Mehrheit für ein „unabhängiges" 
oder „souveränes" Quebec zustande kommen können, legt man den 
derzeitigen Einwanderungstrend zugrunde. Alle seit Monaten erfolgten 
Umfragen bestätigen diesen Trend (s.u.). Insofern ist das Referendum 
in diesem Jahr das letzte, in dem überhaupt noch eine Chance für die 
Option Souveränität bestehen kann. Schon einmal, 1980 - und damals 
war die Zahl der Allophonen wesentlich geringer -, hatte die stille 
Mehrheit der Bevölkerung Quebecs den Weg in eine mit Kanada 
assoziierte Unabhängigkeit abgelehnt. Ein drittes Referendum dieser 
Art wird nur noch um den Preis politischer Lächerlichkeit möglich sein. 
Die Option Souveränität muß im Lichte eines besonderen Quebecker 
Zwiespalts gesehen werden, dem sich auch ein „nationalisme quebecois" 
nicht entziehen kann. Der frankophone Quebecker hat ein ausgespro-
chen ambivalentes Verhältnis zu „Kanada". Er will einen Staat, in dem 
er sich selbst verwirklichen und seine sprachlich-kulturelle Identität 
bewahren kann, und Kanada scheint ihm nicht in der Lage, dies zu 
bieten. Aber in nuce mögen die Quebecker ihr Kanada. Sie waren es, die 
dieses Land gegründet hatten, sie möchten letztlich, daß dieses Land 
weiterexistiert. Die als Witz gehandelte Formel vom „freien Quebec in 
einem starken Kanada" beschreibt diese Quebecker Schizophrenie.19 
Sie hat auch immer dazu geführt, daß Quebec nicht nur brillante 
„Separatisten", sondern zugleich auch immer ebenso brillante 
„Zentralisten" hervorbrachte, so daß sich das Ringen zwischen Quebec 
19 1991 sagten 71 Prozent der Quebecker, „Kanadier sein, ist Teil meiner Identität", 89 
Prozent fanden es ,,sehr wichtig", Quebecker zu sein. Siehe Dossier „Le Canada dans Ja 
peau. Un sondage CROP-L'actualite-TVA revele l 'attachement profond des Quebtcois 
au Canada", in: L 'Actualite, Juli 1992 (Montreal), S. 21-52, darin auch den Artikel des 
Romanciers J. Godbout: „Le Canada? Une invention quebtcoise", S. 44. (Autor von 
„Tetes a Papineau, einem Roman über die doppelte Persönlichkeit Quebecs). Im März 
1995 wollten 49 Prozent der Quebecker für die Unabhängigkeit Quebecs stimmen, aber 
78 Prozent „möchten Kanadier in einem souveränen Quebec bleiben". Siehe „«Noui au 
Canada, Non a Ottawa~. Un sondage CROP-L 'actualite", in: L 'actualite, 15. März 1995, 
S. 51-58. Zur Gesamtproblematik dieser „doppelten Öffnung" auf Quebec und Kanada 
siehe M. Rioux, U11 peuple da11s so11 siecle, Montreal 1990; 1. Kolboom. Allemagne -
France - Quebec (Anm. 16). 
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und Kanada in seinen spannendsten Phasen vor allem zwischen franko-
kanadischen Politikern abspielt. Für einen solchen Protagonistenkampf 
stehen zwei charismatische Figuren wie Pierre Elliot Trudeau, der 
„Föderalist", und Rene Uvesque, der „Souveränist". Sie beide be-
herrschten die Bühne Kanadas in den siebziger Jahren. 
Aus wirtschaftlichen Gründen sucht Quebec die konstruktive Ko-
operation mit Kanada; selbst ein „souveränes" Quebec sieht nach 
Artikel 2 des Gesetzentwurfes über die Unabhängigkeit eine „wirt-
schaftliche Assoziierung" zwischen Quebec und Kanada vor. Auch der 
kanadische Dollar soll in Quebec als Währung fortbestehen (Artikel 6). 
Wie für die Mitgliedsstaaten der Europäischen Union nach „Maastricht 
zwei" bedeutet auch hier eine gemeinsame Währung automatisch eine 
sehr begrenzte Souveränität. 
Das Dilemma ist deutlich. Einerseits möchten die Quebecker eine 
effiziente Bundesregierung, andererseits wünschen sie eine größere 
Dezentralisierung der Macht zugunsten der Provinzen, besonders ihrer 
eigenen, deren singulärer Charakter zu schützen ist. Ist eine dezentrale 
Konföderation, in Anlehnung etwa an das Schweizer Modell, für ein so 
großes Land wie Kanada überhaupt machbar oder wünschbar? Auf der 
anderen Seite dürfte unschwer zu ahnen sein, was für ein Problem schon 
die kleinen europäischen Staaten mit ihrer Souveränitätsabgabe an die 
Europäische Union haben (werden}, wiewohl die meisten Europäer 
kein Verständnis für die „anachronistischen" Eigenständigkeitsgelüste 
einer kanadischen Provinz aufbringen, die fast fünfmal so groß ist wie 
die Bundesrepublik Deutschland! 
4.2. Die Ambivalenz des anglophonen Nationalismus 
Die zweite Herausforderung betrifft die Haltung des anglophonen 
Kanada. Die Anglophonen reagieren passiv oder aggressiv auf Quebecs 
Nationalismus, statt diesen mit konstruktiven Zugeständnissen zu ent-
schärfen. Sie können oder wollen keine konstruktive Antwort finden 
auf die Frage „What does Quebec want?" Sie rühren sich aber immer 
dann panikartig, wenn die Krise da ist. Eine dieser Reaktionen ist der 
Erfolg der Reform Party, die auch wegen ihrer Aversionen gegen die 
Sonderrolle der Frankokanadier, aber auch mit immigrationsfeindlichen 
Parolen drittstärkste Partei im Bundesparlament wurde. Viele Anglo-
kanadier scheinen nicht zu begreifen, daß ohne ihre größte Provinz im 
Osten, die einen hohen Anteil am Handelsaustausch mit den USA hat, 
die wirtschaftliche Lage Kanadas weit schwieriger wäre. Nur wenige 
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Anglokanadier scheinen willens zu einer politische Vision von Kanada, 
in der Quebec einen seiner historischen, aktuellen und zukünftigen 
Sonderrolle angemessenen Platz einnimmt.20 Im Westen regt sich aber 
auch Widerstand gegen eine größere Macht Ottawas. Eine Partei wie die 
Reform Party, die, wie schon angedeutet, ihre regionalen Wurzeln in 
Alberta hat, ist im Grunde eine anglophone Entsprechung zum Parti 
quebecois. Viele sagen laut, daß sie auf den Fall ,,X" vorbereitet seien. 
Falls Quebec unabhängig wird, wollen auch sie unabhängig werden, um 
nicht zu sehr unter den Einfluß der stärksten Provinz, Ontario, zu 
geraten. 
4.3. Die amerikanische Herausforderung 
Die dritte Herausforderung wird von der Frage bestimmt, wie in 
Zukunft das Verhältnis zwischen Zentralstaat und Provinz zur Zufrie-
denheit der Mehrheit gestaltet werden soll. Das scheint eine Quadratur 
des Kreises, zumal im Verhältnis zu den Vereinigten Staaten neue 
interregionale Bindungen entstehen.21 Die „US-Amerikanisierung" 
Kanadas schreitet voran und stellt ein großes Problem für die Souverä-
nität von ganz Kanada dar. Die USA und Kanada haben den größten 
zwischenstaatlichen Handel der Welt. Allein der Export erbrachte fast 
25 Prozent des Bruttoinlandprodukts Kanadas, davon werden 75 Pro-
zent aus dem Handel mit dem südlichen Nachbarn erwirtschaftet. Die 
wirtschaftliche Abhängigkeit Kanadas von den USA, sowohl im Export 
wie im Import, ist größer noch als jedwede Abhängigkeit einer europäi-
schen Nation von einer anderen. 
Der amerikanische Einfluß scheint darüber hinaus Tendenzen einer 
regionalen Verselbständigung in Kanada zu verstärken, das heißt, 
einzelne Provinzen bzw. mehrere zusammen schließen mit Nachbar-
staaten in den USA Wirtschaftsabkommen, die eigene grenzüberschrei-
tende Wirtschaftszonen schaffen. Ein Beispiel ist die Pacific Northwest 
Economic Region zwischen drei kanadischen Provinzen und fünf ame-
20 Siehe Ch. Taylor, Rapprocher /es solitudes. Ecrits sur Je fi diralisme et Je 11atio11a/is111e 
au Ca11ada. Avec u11e pri se111a1io11 de Guy Laforest, Sainte-Foy (Quebec) 1992; J. 
Simpson, Faultlines. Struggli11gfor a Ca11adia11 Vision, Toronto 1993; G. Grant, Lamem 
fora Natio11. The Defeat ofCanadian Nationalism (1. Aufl. 1965), Ottawa 1989 (=Tue 
Carleton Library, 50). 
21 Siehe 1. Kolboom/P. Utourneau, ,.Kanadaquo vadis?„ (Anm. 17). 
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rikanischen Staaten, oder ein LKW-Verkehrsabkommen zwischen Al-
berta und Montana. Diese Nord-Süd-Schiene stellt für die inner-
kanadische Integration solange eine beträchtliche Herausforderung dar, 
wie vorhandene absurde Handelsbarrieren zwischen den einzelnen 
kanadischen Provinzen fortbestehen (ein „souveränes" Quebec hätte 
weniger Handelsbarrieren zu den USA oder zu Kanada als das gegen-
wärtige Quebec mit einzelnen kanadischen Provinzen!). 
Die kontinentale Integration wird durch die Nordamerikanische 
Freihandelszone (NAFf A) zwischen den USA, Kanada und Mexiko 
verstärkt. Hinzu kommt ein größeres Engagement Kanadas auf dem 
amerikanischen Kontinent. Davon zeugt der 1989 erfolgte Beitritt 
Kanadas zur Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), ein Schritt, 
den Ottawa vorher stets vermieden hatte, da es die OAS als eine von den 
USA dominierte Organisation angesehen hatte und daher eigene Wege 
außerhalb der OAS gegangen war. 
Es ist diese amerikanische Herausforderung, die die kanadische 
Identität letztlich mehr bedroht als irgendein Gezerre Quebecs um mehr 
Spielraum gegenüber dem Rest Kanadas. Dabei hätte Kanada seine 
Provinz Quebec, seine Besonderheit mit europäischer Öffnung und 
seine Frankophonie, die einst ein Überlaufen von „Französisch-Kana-
da" auf die Seite der amerikanischen Revolution verhindert hatten, sehr 
viel besser als Spezifikum kanadischer Identität gegenüber den USA 
nutzen können, statt mit seinem (anglophonen) Multikulturalismus den 
„American way" zu imitieren. 
In der Vergangenheit wußte Quebec für seine Modernisierung einen 
eigenen Weg zu finden und verstand der Amerikanisierung seiner 
Gesellschaft zu widerstehen, ohne anti-amerikanische Komplexe zu 
hegen.22 Im Gegenteil, Quebec war im Freihandel mit seinem südlichen 
Nachbarn ein Pionier. Kanada hat dabei übersehen, wie sehr diese 
doppelte Fähigkeit Quebecs auch von dessen Fähigkeit bestimmt war, 
seine Identität innerhalb Kanadas, aber auf eigenem Territorium, zu 
stärken. In dem Maße, wie Quebecs frankophone Eigenständigkeit 
zerbröckelt, wird kanadische Identität gegenüber den USA schwächer 
werden. Daß ein solcher Prozeß nicht gleichbedeutend sein muß mit 
Proamerikanismus, ist aus dem Erfolg der Reform Party ablesbar. 
22 Siehe L. Balthazar, „Lc Quebec et son triangle nord-americain", aaO. 
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4.4. Die „Indianerfrage" 
Eine vierte große Herausforderung für Kanada kann hier nur am Rande 
erwähnt werden. Gravierend wird sich in naher Zukunft die „Indianer-
frage" auswirken, die Kanada seit den achtziger Jahren in die interna-
tionalen Schlagzeilen bringt.23 Die 400.000 bis 600.000 Indianer und 
Inuit (Eskimos), davon 60 000 in Quebec in 40 Reservaten, sind eine 
politische Kraft Kanadas geworden, dies obwohl (oder gerade weil?) sie 
zersplittert sind in mehr als 600 ,,Nationen" und 2.280 Territorien. Die 
Versöhnung Kanadas mit seinen „ersten Nationen" und deren gestärk-
tes Selbstbewußtsein sind die eine Seite der Medaille. Eine drohende 
innere territoriale Konfusion und weitergehende Forderungen der Au-
tochthonen, die diese politisch isolieren könnten, sind die Kehrseite. 
Viele Neinstimmen im Referendum von 1992 waren ein Nein gegen die 
von der Charlottetown-Entente vorgeschlagene Selbstregierung der 
Indianer und Inuits „auf Kosten der Steuerzahler", denn die „ersten 
Nationen" unterliegen keiner Steuerpflicht. Diese waren die eigentli-
chen Verlierer des letzten Referendums von 1992, obwohl sie selber zu 
60 Prozent mit Nein gestimmt hatten. 
5. Lament for a Nation? 
Die politischen Eliten Kanadas haben erkennen müssen, daß die Verfas-
sung auf dem herkömmlichen Wege des Konsens aller Provinzen und 
aller Bevölkerungsgruppen nicht mehr zu reformieren ist. Unterschied-
liche, einander ausschließende Interessen lassen dies nicht mehr zu. 
Selten zuvor wurde der traditionelle Pragmatismus der Kanadier, die 
ihre Konflikte immer so friedlich und in der Regel so unauffällig zu 
lösen wußten, so dringlich gebraucht. 
Nach dem doppelten Scheitern einer Reform der Verfassung und 
damit des kanadischen Föderalismus ist ein weiterer Anlauf zur gesamt-
kanadischen Versöhnung nicht abzusehen. Der Premierminister in 
Ottawa, Jean Chretien, ist ein überzeugter Verfechter eines starken 
kanadischen Bundesstaates und tut die ständigen Verfassungsquerelen 
23 Siehe einführend R. Dupuis, La question indienne au Canada , Montreal 1991 (= Coll. 
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als „Kapriolen" ab. Er übersieht das schwelende Problem dahinter: 
Inzwischen ist der souveränistische Bloc quebecois zweitgrößte Partei 
im Bundesparlament (mit 49 Prozent der Stimmen der Quebecker, also 
eine große Mehrheit der Frankophonen innerhalb Quebecs), während 
die drittgrößte politische Kraft Kanadas, die Reformpartei, überaus 
quebecfeindlich auftritt. Es halten also immer mehr Quebecker wie 
auch viele Westkanadier von der Reformpartei den Status quo für 
unbefriedigend. Es sind aber immer weniger Anglokanadier zu Zuge-
ständnissen gegenüber der frankophonen Provinz bereit. Der Unmut 
wächst auf vielen Seiten. 
Allen Umfragen und Analysen zufolge wird die Mehrheit der 
Quebecker, gestärkt durch die große Mehrheit der Allophonen, wohl 
nicht bereit sein, „Kanada nein danke" zu sagen.24 Natürlich sind - wie 
schon in der Vergangenheit - unvorhergesehene Änderungen im Ab-
stimmungsverhalten immer möglich. So kann die triumphale Rückkehr 
von Lucien Bouchard vom Krankenlager zurück in das kanadische 
Unterhaus, am 22. Februar, und damit in die Referendumskampagne 
noch einiges bewirken. Sein plötzliches Ringen mit „Killerviren", und 
eine sich anschließende Beinamputation, hatte das politische Leben 
Quebecs für Tage unter Schock gesetzt und das einsame Charisma 
dieses souveränistischen Politikers illustriert.25 Ob aber die Begeiste-
rung der Frankophonen auch die Allophonen anstecken wird, ist frag-
lich. Ein Sieg des ,,Nein" schließt im übrigen aber nicht aus, daß im 
Gegenzug und durchaus in der Logik Quebecker Schizophrenie bei den 
nächsten Bundeswahlen zum Unterhaus in Ottawa wieder die Beson-
derheit Quebecs in Gestalt des Bloc quebecois obsiegen wird. 
Bleibt also alles beim Alten? Nur dem Schein nach. Denn die 
„beiden Gründernationen Kanadas" driften de facto auseinander. Dies 
zu einem Zeitpunkt, da zum einen viele Anglokanadier Quebec eigent-
lich ganz gerne los sein würden, und zum anderen die Urbevölkerung -
24 Trotz der Einwanderung durch Allophone hat sich zwar der prozentuale Anteil der 
originär Frankophonen in Quebec sogar von 81,6 (1941) auf 82,8 Prozent ( 1986) erhöhen 
können, aber der Anteil der Allophonen ist im Ballungsraum Montrtal höher als früher. 
Frankophone nichtf ranzösischer Herkunft (Haiti etc.) sowie originär Allophone, die dank 
der Sprachpolitik Quebecs Französisch als Sprache annehmen, tragen aber immer nehr 
zur Stärkung der „doppelten Öffnung" auf Quebec und Kanada bei. Siehe Kap. „Integra-
tion und Marginalization" in: S. Langlois u.a„ Recellt Social Tre11ds i11 Quebec 1960-
1990, Frankfurt a.M./Montrtal/Kingston 1992, S. 537-546; A1111uaire du Ca11ada 1992 
(Anm. 12), S. 94-95. 
25 Siehe „Cest reparti!" in: Le Devoir, 23.2.1995. S. 1. 
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Indianer und Inuit - immer radikalere Forderungen stellt, von der 
politischen Kakophonie profitiert und eigene Prioritäten durchsetzen 
will. Es bleibt ungewiß, ob das riesige Land zusammenbleibt oder 
auseinanderfällt. Der Kitt, der es zusammenhält, wird brüchiger. 
Ein Sieg der Souveränisten Quebecs hätte zumindest den Vorteil, 
daß Kanada an gewissen Sollbruchstellen auseinanderfällt. Das Pro-
blem des Quebecker „Separatismus" ist ein hausgemachtes. Der von 
Quebec in den letzten Jahrzehnten gewünschte Sonderstatus, der in 
vieler Hinsicht nur den Standard der Eigenständigkeit der Staaten in den 
USA oder teilweise den der deutschen Bundesländer oder den der 
belgischen bzw. schweizer Sprachgemeinschaften anstrebte, wurde nie 
erfüllt. Dies obwohl Quebec stets ein verläßlicher Partner der kanadi-
schen Föderation war. Hinzu kommt der selbst für Eingeweihte nicht 
mehr zu durchschauende Wirrwarr von Bundes- und Provinzkom-
petenzen sowie der Versuch der kanadischen Föderalisten, Kanada als 
einen integralen Nationalstaat auszubauen. Dies war im Gründer-
konzept des Landes vor 128 Jahren nicht vorgesehen und trug dazu bei, 
den Weg zu Konzessionen an Quebec zu verschütten. Reaktionen 
darauf konnten nicht ausbleiben. Daß dies nicht nur für Quebec gilt, 
zeigt der Erfolg der Reform Party, der eine klare - diesmal anglophone 
- Absage an den offiziellen „Multikulturalismus" bedeutet. 
Vielleicht wäre eine wie auch immer geartete Unabhängigkeit 
Quebecs insofern eine Lösung für ganz Kanada, weil damit ein jahrhun-
dertealtes Syndrom beseitigt worden wäre. In diesem Akt wäre viel-
leicht der „kanadische Gefühlsstau" aufgelöst worden. Dabei verbietet 
sich jeder Vergleich mit aktuellen „Separatismen" auf anderen Konti-
nenten. Vergessen wir nicht, daß es sich bei Quebec um eine der ältesten 
Demokratien der Welt handelt und daß dieses Land mehr zur kanadi-
schen Identität beigetragen hat als manch andere Provinz dieses Landes. 
Denken wir also nicht an Bangladesch oder Tschetschenien oder die 
Slowakei. Denken wir eher an jenes Norwegen, das sich 1905 trotz 
sprachlicher Gemeinsamkeiten von Schweden ablöste (wer wirft den 
Norwegern „Separatismus" vor?). 
Doch darum geht es auch nicht. Vielleicht hätte eine rechtzeitige 
Autonomie Quebecs die verschüttete Einheit zwischen dieser Provinz 
und Kanada, die Liebe der Quebecker zu Kanada und d<,!,s Bewußtsein 
der restlichen Kanadier, Quebec zu brauchen, erst wiederneu freigelegt. 
Vielleicht wäre der Schock der Anlaß zu einem erfolgreichen Revire-
ment der kanadischen Föderation gewesen, denn darum geht es. Die 
Katharsis eines Bruches als Anfang neuer Brücken und Einheiten? 
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Wenn das anstehende Referendum in Quebec vorbei ist und mit sehr 
großer Wahrscheinlichkeit eine Mehrheit der Bevölkerung Quebecs für 
den Verbleib bei Kanada optiert haben wird, dann wird keines der 
großen Probleme Kanadas, keines der alten Dilemmas gelöst sein. Und 
für neue Lösungen im Konsens wird keine Mehrheit, weder auf der 
Ebene der Provinzen noch in den verschiedenen Bevölkerungsgruppen 
noch in Quebec selbst, zur Verfügung stehen. Verglichen mit den 
Problemen, die dann auf die Kanadische Föderation zukommen, wird 
das ambivalente und eigentlich nie aggressive Ringen der Quebecker 
um den besonderen Status ihrer „belle province" - was immer auch ein 
Ringen um Anerkennung durch Kanada und um die besondere Identität 
Kanadas war - das kleinste Problem gewesen sein. George Grants 
„Lament for a Nation" aus dem Jahre 196526 könnte dann von ungeahn-
ter Aktualität sein. 
26 George Grant, lomellt for a Nation (Anm. 20). 
41 
